





















der obersten Gerichtshöfe des Bundes
1. Mitglieder k aft Amtes
a) der Präsident des Bundesverwaltungsgerichts
b) die Vorsitzenden der beteiligten Senate des Bundesverwal¬
tungsgerichts
Bei Verhinderung des Präsidenten tritt sein Vertreter im Gro¬
ßen Senat, bei Verhinderung des Vorsitzenden eines beteiligten
Senats sein Vertreter im Vorsitz an seine Stelle.
2. Mitglieder durch Entsendung für die Geschäftsjahre
1987 und 1988
Senat Mitglied 1. Vertreter 2. Vertreter
Richter(in) Richter (in) Richter (in)
1. R Prof. Dr. Barbey Meyer Dr. Diefenbach
2. R Dr. Franke Dr. Lemhöfer Dr. Müller
3. R Fandre Schäfer Schmidt
4. R Dr. Niehues Dr. Kühling B. Sommer
5. R Dr. Fink Rochlitz Rotter
6. R Dr. Schinkel Nettesheim Ernst
7. R Kreiling Seebass Dr. Gaentzsch
8. R Dr. David Dr. Kleinvogel Prof. Dr. Driehaus
9. R Dr. Säcker Dr. Bender Hien
l.D Janzen Dr. Hartmann Pellnitz
2. D Janzen Dr. Hartmann Dr. Schinkel
1. WD Seide Wolbring Wehrl
2. WD Dr. Ehrl Dr. Schwandt Roth
Großer
Senat Dr. Korbmacher Prof. Dr. Barbey
Prof. Dr.
Schlichter
C. Zugehörigkeit zu mehreren Senaten und Vertretung
I. Zugehörigkeit zu mehreren Senaten
Die Tätigkeit im Gemeinsamen Senat der obersten Gerichts¬
höfe des Bundes geht der Tätigkeit am Bundesverwaltungs¬
gericht, die Tätigkeit im Großen Senat jeder sonstigen Tätigkeit
vor.
II. Vertretung der Vorsitzenden
Bei Verhinderung aller Mitglieder eines Senats gilt für die
Vertretung des Vorsitzenden die Regelung zu III. entsprechend.
III. Vertretung der Beisitzer
1. Die beisitzenden Richter vertreten sich innerhalb der Senate
gemäß der nach § 4 VwGO in Verbindung mit § 21g GVG zu
treffenden Anordnung. Im übrigen vertreten, beginnend mit
dem dienstjüngsten Beisitzer
a) bei den Revisionssenaten
aa) sich gegenseitig
die Beisitzer des 1. und 9. Senats,
die Beisitzer des 2. und 6. Senats,
ausgenommen in Verfahren aus dem Recht der
Kriegsdienstverweigerung, in denen die Beisitzer des
6. Senats durch diejenigen des 8. Senats vertreten
werden,
die Beisitzer des 7. und 8. Senats,
bb) die Beisitzer des 3. Senats die des 4. Senats,
die Beisitzer des 4. Senats die des 5. Senats,
die Beisitzer des 5. Senats die des 3. Senats;
b) bei den Disziplinarsenaten
die Beisitzer des 1. und 2. Senats sich gegenseitig, bei
deren Verhinderung die Beisitzer des 2. R-Senats,
c) bei den Wehrdienstsenaten
die Beisitzer des 1. und 2. Senats sich gegenseitig.
2. Die Vertretung der beisitzenden Richter von Senat zu Senat
bei den Disziplinarsenaten jeweils längstens für eine Sit¬
zungsperiode   beginnt am 1. Januar 1988 mit dem dienst¬
jüngsten Beisitzer und setzt sich in der Reihenfolge des
Dienstalters fort. Ist der hiernach berufene Vertreter verhin¬
dert, so tritt der nächste an seine Stelle. Der Verhinderte hat
die Vertretung beim nächsten Vertretungsfall nicht nachzu¬
holen.
Soweit über Nummer 1 Buchstabe a und b hinaus in den
Revisions- und Disziplinarsenaten eine Vertretung erforder¬
lich wird, werden alle Richter von allen beisitzenden Rich¬
tern der Revisions- und Disziplinarsenate, beginnend mit
dem dienst jüngsten und fortlaufend in der Reihenfolge des
Dienstalters, vertreten.
3. Für den Fall der Verhinderung der Mitglieder der Wehr¬
dienstsenate und ihrer regelmäßigen Vertreter (§ 73 Abs. 2
Satz 4 Wehrdisziplinarordnung) werden die Richter Janzen
und Dr. Hartmann zu zeitweiligen Mitgliedern der Wehr¬
dienstsenate bestellt. Sie vertreten die verhinderten Mitglie¬
der der Wehrdienstsenate in der angegebenen Reihenfolge
nach der Folge der Verhinderungsfälle jeweils längstens für
die Dauer einer Sitzungsperiode. Ist der hiernach berufene
Vertreter verhindert, so tritt der nächste mit der Maßgabe an
seine Stelle, daß der Verhinderte dessen nächsten Vertre¬
tungsfall übernimmt.
4. Wird eine Vertretung unter den Senaten erforderlich, so wird
der Vertreter auf Anforderung des Vorsitzenden des eine
Vertretung benötigenden Senats vom Vorsitzenden des ver¬
tretenden Senats nach Maßgabe des Geschäftsverteilungs¬
planes benannt. Die Feststellung der richtigen Besetzung des
aufnehmenden Senats bleibt durch diese Regelung unbe¬
rührt.
IV. Vertretung im Großen Senat
Bei Verhinderung des Vorsitzenden tritt dessen Vertreter ein.
Die stellvertretenden Mitglieder werden nach der Reihenfolge
ihres Dienstalters zur Vertretung herangezogen. Bei Vorsitzen¬
den Richtern ist ihr Dienstalter als Mitglied des Bundesverwal¬
tungsgerichts maßgebend. Das dienstjüngste Mitglied hat den
ersten Vertretungsfall, das im Dienstalter folgende Mitglied den
nächsten Vertretungsfall usw. wahrzunehmen.
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Geschäftsverteilungsplan
des Bundesfinanzhofs für das Geschäftsjahr 1988
A. Sachliche Zuständigkeit der Senate ,
, I. Senat
1. Körperschaftsteuer, Vergütung von Körperschaftsteuer
gemäß §§ 36b bis 36e EStG, Feststellungen gemäß § 47 KStG.
2. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO 1977, betreffend die Ein¬
künfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen
a) mit den Anfangsbuchstaben M bis O, Q bis S, ohne St,
wenn die Streitsachen vor dem 1.1.1986 beim Bundesfi¬
nanzhof eingegangen sind,
b) mit den Anfangsbuchstaben Sch, wenn die Streitsachen
nach dem 31. 12. 1987 beim Bundesfinanzhof eingegan¬
gen sind,
soweit nicht der VIII. Senat (Nummer 1 Buchst, b der Zu¬
ständigkeit des VIII. Senats) zuständig ist.
3. Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer) und geson¬
derte Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a und b,
Abs. 2 AO 1977, wenn Fragen der beschränkten Steuer¬
pflicht, des Außensteuergesetzes und/oder der Auslegung
von Doppelbesteuerungsabkommen streitig und diese Fra¬
gen allein oder überwiegend zu entscheiden sind.
4. Steuerabzug vom Kapitalertrag (einschließlich Pausch¬
steuer gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über steuerrechtliche
Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesell¬
schaftsmitteln und bei Überlassung von eigenen Aktien an
Arbeitnehmer) und Erstattung der Kapitalertragsteuer
gemäß §§ 44b und 44c EStG.
5. Steuerabzug bei beschränkt Steuerpflichtigen gemäß § 50a
EStG.
6. Gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen
gemäß § 18 AStG.
7. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften i. S.
der Nummern 1 bis 3.
8. Kapitalverkehrsteuern.
9. Kirchensteuer mit Ausnahme der Haftungsfälle, für die der
VII. Senat zuständig ist.
10. Allgemeines Abgabenrecht, soweit eine Steuerstreitigkeit
a) die Auskunfterteilung nach Maßgabe eines Doppelbe¬
steuerungsabkommens, des § 117 AO 1977 und/oder des
EG-Amtshilfe-Gesetzes oder
b) die Weitergabe von Informationen an ausländische Be¬
hörden oder Gerichte oder deren Unterlassung betrifft.
II. Senat
1. Einheitsbewertung mit Ausnahme der Nummer 5 beim
III. Senat.
2. Gesonderte Feststellung des Wertes der in § 11 Abs. 2 BewG
bezeichneten Anteile an inländischen Kapitalgesellschaften.









12. Örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern.
III. Senat
1. Einkommensteuer und gesonderte Feststellun  gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO 1977, betreffend die Ein¬
künfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen
a) mit den Anfangsbuchstaben A bis F, wenn die Streitsa¬
chen vor dem 1.1.1987 beim Bundesfinanzhof eingegan¬
gen sind,
b) mit den Anfangsbuchstaben P, St, T bis Z,
c) mit dem Anfangsbuchstaben S, ohne Sch und St, wenn
die Streitsachen nach dem 31. 12. 1987 beim Bundes¬
finanzhof eingegangen sind,
soweit nicht der VIII. Senat (Nummer 1 Buchst, b der Zu¬
ständigkeit des VIII. Senats) zuständig ist.
2. Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer) betreffend
außergewöhnliche Belastungen, wenn nur diese streitig sind
und es sich dabei nicht lediglich um einen Streit um Tarif¬
vorschriften der §§ 32 bis 32b EStG handelt.
3. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften i. S.
der Nummer 1. ,r
4. Investitionszulagen.
5. Einheitsbewertung betreffend die mit Ablauf des 31. De¬
zember 1984 beim III. Senat anhängigen Streitigkeiten, bei
denen nur über die Artfeststellung Ein- oder Zweifamilien¬
haus (§ 75 Abs. 5 und 6 BewG) zu entscheiden ist.
6. Lastenausgleichsabgaben.
7. Beförderungsteuer und Straßengüterverkehrsteuer.
IV. Senat
1. Einkommensteuer und  esonderte Feststellung  emäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO 1977, betreffend
a) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft,
b) Einkünfte aus selbständiger Arbeit,
c) Einkünfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen mit
den Anfangsbuchstaben G bis L, wenn die Streitsachen
in den Kalenderjahren 1985 und 1986 beim Bundesfi¬
nanzhof eingegangen sind und soweit nicht der VIII.
Senat (Nummer 1 Buchst, b der Zuständigkeit des VIII.
Senats) zuständig ist.
2. Gesonderte Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a,
Abs. 2 AO 1977, betreffend
a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb für Personengesellschaf¬
ten mit den Anfangsbuchstaben A bis J,
b) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft und aus selb¬
ständiger Arbeit für alle Personengesellschaften.
3. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften i. S.
der Nummer 1 Buchst, c und Nummer 2 Buchst, a.
4. Gesonderte Teilwertfeststellung gemäß § 55 Abs. 5 EStG
i. V. m. § 179 Abs. 1 und 2 AO 1977.
V. Senat
Umsatzsteuer mit Ausnahme der Nummer 1 beim X. Senat
sowie der Einfuhrumsatzsteuer und der Haftungsfälle, für die
der VII. Senat zuständig ist.
VI. Senat
1. Einkommensteuer, betreffend
a) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit,
b) Sonderausgaben gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG,
c) Tarifvorschriften gemäß §§ 32 bis 32b EStG, auch soweit
die Zusammenveranlagung von Eheleuten wegen der
Anwendung des Splittingtarifs streitig ist, wenn nur
diese Fragen zu entscheiden sind; in den Fällen des § 32b
Abs. 1 Nr. 2 EStG vorbehaltlich der Zuständigkeit des
I. Senats auch dann, wenn Fragen der Auslegung von
DBA mitzuentscheiden sind.
2. Lohnsteuer, mit Ausnahme
der Nummer 3 beim I. Senat,
der Nummer 2 beim III. Senat,
der Nummer 2 Buchst, c beim VII. Senat und
der Nummer 1 Buchst, a und c beim IX. Senat.
3. Gesonderte Feststellung der Einkünfte aus nichtselbständi¬
ger Arbeit.
4. Bergmanrisprämien.
5. Vermögens wirksame Leistungen und Steuerermäßigungen
nach den Vermögensbildungsgesetzen.
6. Arbeitnehmervergünstigungen nach dem BerlinFG.
VII. Senat
1. Zölle und Verbrauchsteuern (§10 Abs. 2 Satz 2 FGO) sowie
Marktordnungssachen
a) Zölle, einschließlich Zolltarif, sonstige Eingangs- und
Ausfuhrabgaben, zugehörige Erstattungen und Subven¬
tionen,
b) bundesgesetzlich geregelte Verbrauchsteuern (Art. 108
Abs. 1 GG) einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer,
sowie Finanzmonopole,
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c) Marktordnungssachen (§29 des Gesetzes zur Durchfüh¬
rung der gemeinsamen Marktorganisationen) ein¬
schließlich Währungsausgleichsbeträgen und sonstige
Abgaben, Erstattungen und Subventionen im Rahmen
der Europäischen Gemeinschaften.
2. Allgemeines Abgabenrecht und Prozeßrecht bei Streitigkei¬
ten betreffend
a) Angelegenheiten nach dem Steuerberatungsgesetz (§ 33
Abs. lNr. 3FGO),
b) Steuergeheimnis, wenn nur diese Frage zu entscheiden
und nicht der I. Senat zuständig ist (Nummer 10 der Zu¬
ständigkeit des I. Senats),
c) Haftung für Kirchensteuer, Lohnsteuer und Umsatz¬
steuer, wenn diese nicht auf dem Einzelsteuergesetz be¬
ruht Und Grund oder Höhe der Steuer nicht streitig ist,
d) Aufrechnung, Abtretung von Ansprüchen aus dem
Steuerschuldverhältnis und Abrechnungsbescheide,
wenn nicht zugleich die Steuerfestsetzung streitig ist,
e) Verwaltungsakte wegen Zwangsmitteln (§ 328 AO 1977),
f) Vollstreckung, ohne Arrestanordnung und Arrestvollzie¬
hung, ferner ausgenommen die Aufteilung von Gesamt¬
schulden,
*g) Kostenansatz und Kostenfestsetzung für gerichtliche
Verfahren, soweit nicht nur die Wertberechnung streitig
ist, mit Ausnahme der Nichterhebung von Kosten gemäß
§ 8 GKG,
h) landesrechtlich geregelte Kosten.
3. Kraftfahrzeugsteuer.




1. Umsatzsteuer - ohne Einfuhrumsatzsteuer und die Haf¬
tungsfälle, für die der VII. Senat zuständig ist   betreffend
die Streitsachen der Eingänge beim Bundesfinanzhof in den
Kalenderjahren 1980, 1981 und 1982 mit Ausnahme der
Streitsachen, in denen Umsatzsteuer als Konkursforderung
oder Masseschuldforderung geltend gemacht wird.
2. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
bs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO 1977, betreffend die Ein¬
künfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen
a) mit den Anfangsbuchstaben A bis L,
wenn die Streitsachen nach dem 31. 12. 1986 beim Bun¬
desfinanzhof eingegangen sind,
b) mit den Anfangsbuchstaben M bis O, Q,
wenn die Streitsachen nach dem 31. 12. 1985 beim Bun¬
desfinanzhof eingegangen sind,
c) mit den Anfangsbuchstaben R und S, ohne St,
wenn die Streitsachen in den Kalenderjahren 1986 und
1987 beim Bundesfinanzhof eingegangen sind,
soweit nicht der VIII. Senat (Nummer 1 Buchst, b der Zu¬
ständigkeit des VIII. Senats) zuständig ist. /
3. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften i. S.
der Nummer 2.
Großer Senat
Fälle des § 11 Abs. 3 und 4 i. V. m. § 184 Abs. 2 Nr. 5 FGO.
Ergänzende Regelungen
1. Einkommensteuer, betreffend
a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen und
gesonderte Feststellung dieser Einkünfte gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO 1977 für Personen mit
aa) den Anfangsbuchstaben G bis L,
wenn die Streitsachen vor dem 1. 1.1985 beim Bun¬
desfinanzhof eingegangen sind,
bb) dem Anfangsbuchstaben R,
wenn die Streitsachen nach dem 31. 12. 1987 beim
Bundesfinanzhof eingegangen sind,
b) Einkünfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen
nach § 17 EStG und gesonderte Feststellung dieser Ein¬
künfte gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO
1977,
c) Einkünfte aus Kapitalvermögen,
d) Steuerbegünstigung des nicht entnommenen Gewinns,
e) Verlustabzug gemäß § lOd EStG.
2. Gesonderte Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a,
Abs. 2 AO 1977, betreffend
a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb für Personengesellschaf¬
ten mit den Anfangsbuchstaben K bis Z,
b) Einkünfte aus Kapitalvermögen.
3. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften i. S.
der Nummern 1 Buchst, a und 2 Buchst, a.
IX. Senat
1. Einkommensteuer, betreffend
a) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung (auch im
Lohnsteuerermäßigungsverfahren, wenn in diesem Ver¬
fahren nur diese Einkünfte streitig sind),
b) sonstige Einkünfte,
c) Sonderausgaben gemäß §§ 10, 10b, 10c EStG (auch im
Lohnsteuerermäßigungs- und Lohnsteuer-Jahresaus¬
gleichsverfahren), mit Ausnahme von Streitigkeiten, in
denen nur § 10 Abs. 1 Nr. 7 oder nur Tarifvorschriften
der §§ 32 bis 32b EStG streitig sind,
d) Steuerermäßigung gemäß § 17 BerlinFG, wenn nur diese
streitig ist.
2. Gesonderte Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a,
Abs. 2 AO 1977, betreffend





1. Ist eine Entscheidung zu mehreren Steuern und/oder
Steuerfestsetzungen und/oder gesonderten Feststellungen
angefochten, welche nach den vorstehenden Regeln in die
Zuständigkeit mehrerer Senate fallen, ist zunächst der Senat
zuständig, in dessen Aufgabengebiet die Sache mit dem
höchsten Streitwert fällt. Sind Schätzungen der Umsätze
und der Einkünfte zugleich angegriffen, tritt an Stelle des
V. Senats zunächst der I., III., IV., VIII., IX. oder X. Senat.
2. Der gemäß Nummer 1 zuständige Senat ist allgemein zu¬
ständig für diejenigen Entscheidungen und Verfahrensmaß¬
nahmen, welche aus prozeßrechtlichen Gründen nur ein¬
heitlich ergehen können, insbesondere für
a) die Verwerfung des Rechtsmittels als unzulässig,
b) die Zwischenentscheidung über die Zulässigkeit des
Rechtsmittels,
c) die Entscheidung über den Antrag auf Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand wegen Versäumung der Rechtsmit¬
telfrist oder der Revisionsbegründungsfrist,
d) für aufhebende Urteile gemäß § 119 FGO, sofern die
Rüge das Urteil im ganzen erfaßt,
e) die Entscheidung über die Zulässigkeit der Klage, sofern
diese einheitlich erhoben war, sowie im Falle des Arti¬
kels 3 § 1 VGFGEntlG,
f) die Entscheidung über den Antrag auf Verlängerung der
Revisionsbegründungsfrist.
3. Bei der Zuständigkeit gemäß Nummer 1 verbleibt es, wenn
zu den mehreren Steuern oder Steuerfestsetzungen oder ge¬
sonderten Feststellungen nur solche Rechtsfragen streitig
sind, die einheitlich zu entscheiden sind, oder im Fall der
Nummer 1 Satz 2 außer der Schätzung keine andere um¬
satzsteuerliche Rechtsfrage streitig ist, oder zu der nicht in
der allgemeinen Zuständigkeit des gemäß Nummer 1 zu¬
ständigen Senats liegenden Steuer nur unzulässige Verfah*-
rensrügen erhoben worden sind.
4. Ist der Rechtsstreit nicht auf Grund einer Entscheidung
gemäß der Nummer 2 abgeschlossen und sind die Voraus¬
setzungen übergreifender Zuständigkeit gemäß der Nummer
3 nicht erfüllt, wird durch die Trennung der Verfahren je¬
weils die Zuständigkeit des nach den allgemeinen Regeln
der Geschäftsverteilung zuständigen Senats begründet un 
entfällt die Zuständigkeit gemäß den Nummern 1 und 2.
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5. Für Anträge auf Prozeßkostenhilfe zur künftigen Einlegung
eines Rechtsmittels oder vor Begründung der Revision ver¬
bleibt es bei der Regelung der Nummer 1. Die Regelung der
Nummer 4 greift erst ein, wenn nach Antragstellung die
Revision zulässig eingelegt und begründet oder die Be¬
schwerde zulässig eingelegt worden ist und die Verfahren
zur Hauptsache getrennt worden sind.
6. Sind mehrere Entscheidungen angefochten, die denselben
Steuerpflichtigen betreffen, sind aber zu den mehreren
Steuern oder Steuerfestsetzungen oder gesonderten Fest¬
stellungen nur materielle Rechtsfragen streitig, über die bei
Zulässigkeit des Rechtsmittels einheitlich entschieden wer¬
den muß, ist der in Nummer 1 Satz 1 bezeichnete Senat zu¬
ständig. Der gemäß Nummer 1 Satz 2 i. V. m. den allgemei¬
nen Regeln der Geschäftsverteilung zuständige Senat ist
auch für die Umsatzsteuer zuständig, wenn dem einen ange¬
fochtenen Urteil eine Schätzung der Einkünfte, dem ande¬
ren eine Schätzung der Umsätze zugrunde liegt, mit beiden
Rechtsmitteln die Schätzungen angegriffen wurden und
über keine andere umsatzsteuerrechtliche Frage zu ent¬
scheiden ist.
II. Abgr nzung der Zuständigkeit
zwischen dem I., III., IV., VI., VIII., IX. und X. Senat
b) in den übrigen Fällen ist immer der erste Buchstabe der
Firmenbezeichnung maßgebend.
8. Sofern die Geschäfts Verteilung bei natürlichen Personen
eine buchstabenmäßige Abgrenzung vorsieht, richtet sich
die Zuständigkeit in den Fällen, in denen der Steuerpflich¬
tige verstorben oder in Konkurs gefallen ist oder einen
Steuererstattungsanspruch abgetreten hat, nach dessen Fa¬
miliennamen und dessen Verhältnissen (vgl. Nummer 6).
9. In Haftungsfällen richtet sich die Zuständigkeit nach dem
Namen des Steuerschuldners, in dessen Person die Steuer¬
ansprüche entstanden sind.
III. Abgabenordnung 1977 ( AO 1977)
und Finanzgerichtsordnung (FGO)
1. Die vorstehenden Zuständigkeitsregelungen betreffen auch
alle Nebenverfahren, z. B. die Verfahren über die Nichtzu¬
lassungsbeschwerde und den vorl ufigen Rechtsschutz
(§§ 69,114 FGO) und auch solche Verfahren, die sich zwar
aus dem Hauptverfahren ergeben, mit diesem aber in kei¬
nem sachlichen Zusammenhang stehen (z B. wegen Ord¬
nungsgeld gegen nicht erschienene Zeugen).
1. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, von denen
einer die Höhe des gewerblichen Gewinns betrifft, ist der I.,
III., IV., VIII. oder X. Senat zuständig.
2. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, aber ohne
den Streitpunkt nach vorstehender Nummer 1, von denen
einer die Höhe des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft
oder aus selbständiger Arbeit betrifft, ist der IV. Senat zu¬
ständig.
3. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, aber ohne
Streitpunkte nach den vorstehenden Nummern 1 und 2, von
denen einer die Einkünfte aus Kapitalvermögen, die Steuer¬
begünstigung des nicht entnommenen Gewinns oder den
Verlustabzug betrifft, ist der VIII. Senat zuständig.
4. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, aber1 ohne
Streitpunkte nach den vorstehenden Nummern 1 bis 3, von
denen einer die Einkünfte aus Vermietung und Verpach¬
tung, die sonstigen Einkünfte oder die Sonderausgaben
gemäß § 10 mit Ausnahme des Absatzes 1 Nr. 7, §§ 10b, 10c
EStG betrifft, ist der IX. Senat zuständig.
5. Ist die Art der Einkünfte oder die Art der Ausgaben streitig,
richtet sich die Zuständigkeit nach der Sachentscheidung
der Vorinstanz. Hat diese über die Art der Einkünfte nicht
entschieden, so richtet sich die Zuständigkeit nach der Ent¬
scheidung der Behörde.
6. Ergibt sich die Zuständigkeit weder nach den Zuständig¬
keitsregelungen für Einkommensteuer bei dem I., III., IV.,
VI., VIII., IX. oder X. Senat, noch nach den vorstehenden
Ausnahme- und Abgrenzungsregelungen, so ist der Senat
zuständig, in dessen Aufgabengebiet die überwiegenden
streitbefangenen Einkünfte fallen.
7. Sofern die Geschäftsverteilung in Fällen der gesonderten
Feststellung i. S. von § 180 Abs. 1 und 2 AO 1977 eine buch¬
stabenmäßige Abgrenzung vorsieht, wird sie wie folgt vor¬
genommen:
a) Trägt die Firmenbezeichnung Familiennamen, so ist
immer der erste Buchstabe des ersten Familiennamens
maßgebend,
2. Die Fachsenate entscheiden über Fragen der Abgabenord¬
nung und der Finanzgerichtsordnung, soweit nicht der VII.
Senat zuständig ist (Nummer 2 der Zuständigkeit des VII.
Senats). Das gilt auch für Streitsachen über Säumniszu¬
schläge, Verspätungszuschläge und Zinsen.
3. Streitsachen über die Anordnung und Durchführung einer
a) überwiegend Veranla ungssteuern umfassenden Be¬
triebsprüfung bzw. Außenprüfung (§§ 193 ff. AO 1977)
entscheidet der zuständige Ertragsteuersenat,
b) eine einzelne Steuerart betreffende Prüfung (z. B. USt-
Sonderprüfung) der für die jeweilige Steuerart zustän¬
dige Fachsenat.
IV. Übergangsregelungen
1. Anhängige Streitsachen gehen von dem bisher zuständigen
Senat auf den auf Grund der Änderung des Geschäftsvertei¬
lungsplans neu zuständig gewordenen Senat in der Verfah¬
renslage über, in der sie sich befinden. Nach mündlicher
Verhandlung tritt keine Änderung der Zuständigkeit mehr
ein.
2. Der Geschäftsverteilungsplan 1984 gilt für Zuständigkeits¬
regelungen, die im vorliegenden Geschäftsverteilungsplan
nicht aufgeführt sind, für den Fall fort, daß insoweit künftig
noch Streitsachen anhängig werden.
3. Soweit sich Zuständigkeitsregelungen auf z. Z. geltende
Gesetzesvorschriften beziehen, gelten sie auch für die ent¬
sprechenden Vorschriften in früher geltenden Gesetzen,
wenn in Streitsachen das frühere Recht maßgebend ist.
V. Anwendung des Geschäftsverteilungsplans
Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen verschiedenen
Senaten über Fragen der Geschäfts Verteilung entscheidet das
Präsidium.
B. Besetzung der Senate mit Vertretungsregelung
I. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Meßmer
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Geist
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Widmann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Seeger
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Wassermeyer
Richter am Bundesfinanzhof Brenner
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Drenseck
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Geist und
Dr. Widmann
Richter am Bundesfinanzhof Thomas
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Seeger,
Prof. Dr. Wassermeyer und
Brenner
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c) Marktordnungssachen (§29 des Gesetzes zur Durchfüh¬
rung der gemeinsamen Marktorganisationen) ein¬
schließlich Währungsausgleichsbeträgen und sonstige
Abgaben, Erstattungen und Subventionen im Rahmen
der Europäischen Gemeinschaften.
2. Allgemeines Abgabenrecht und Prozeßrecht bei Streitigkei¬
ten betreffend
a) Angelegenheiten nach dem Steuerberatungsgesetz (§ 33
Abs. lNr. 3FGO),
b) Steuergeheimnis, wenn nur diese Frage zu entscheiden
und nicht der I. Senat zuständig ist (Nummer 10 der Zu¬
ständigkeit des I. Senats),
c) Haftung für Kirchensteuer, Lohnsteuer und Umsatz¬
steuer, wenn diese nicht auf dem Einzelsteuergesetz be¬
ruht Und Grund oder Höhe der Steuer nicht streitig ist,
d) Aufrechnung, Abtretung von Ansprüchen aus dem
Steuerschuldverhältnis und Abrechnungsbescheide,
wenn nicht zugleich die Steuerfestsetzung streitig ist,
e) Verwaltungsakte wegen Zwangsmitteln (§ 328 AO 1977),
f) Vollstreckung, ohne Arrestanordnung und Arrestvollzie¬
hung, ferner ausgenommen die Aufteilung von Gesamt¬
schulden,
*g) Kostenansatz und Kostenfestsetzung für gerichtliche
Verfahren, soweit nicht nur die Wertberechnung streitig
ist, mit Ausnahme der Nichterhebung von Kosten gemäß
§ 8 GKG,
h) landesrechtlich geregelte Kosten.
3. Kraftfahrzeugsteuer.




1. Umsatzsteuer - ohne Einfuhrumsatzsteuer und die Haf¬
tungsfälle, für die der VII. Senat zuständig ist   betreffend
die Streitsachen der Eingänge beim Bundesfinanzhof in den
Kalenderjahren 1980, 1981 und 1982 mit Ausnahme der
Streitsachen, in denen Umsatzsteuer als Konkursforderung
oder Masseschuldforderung geltend gemacht wird.
2. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
bs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO 1977, betreffend die Ein¬
künfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen
a) mit den Anfangsbuchstaben A bis L,
wenn die Streitsachen nach dem 31. 12. 1986 beim Bun¬
desfinanzhof eingegangen sind,
b) mit den Anfangsbuchstaben M bis O, Q,
wenn die Streitsachen nach dem 31. 12. 1985 beim Bun¬
desfinanzhof eingegangen sind,
c) mit den Anfangsbuchstaben R und S, ohne St,
wenn die Streitsachen in den Kalenderjahren 1986 und
1987 beim Bundesfinanzhof eingegangen sind,
soweit nicht der VIII. Senat (Nummer 1 Buchst, b der Zu¬
ständigkeit des VIII. Senats) zuständig ist. /
3. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften i. S.
der Nummer 2.
Großer Senat
Fälle des § 11 Abs. 3 und 4 i. V. m. § 184 Abs. 2 Nr. 5 FGO.
Ergänzende Regelungen
1. Einkommensteuer, betreffend
a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen und
gesonderte Feststellung dieser Einkünfte gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO 1977 für Personen mit
aa) den Anfangsbuchstaben G bis L,
wenn die Streitsachen vor dem 1. 1.1985 beim Bun¬
desfinanzhof eingegangen sind,
bb) dem Anfangsbuchstaben R,
wenn die Streitsachen nach dem 31. 12. 1987 beim
Bundesfinanzhof eingegangen sind,
b) Einkünfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen
nach § 17 EStG und gesonderte Feststellung dieser Ein¬
künfte gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO
1977,
c) Einkünfte aus Kapitalvermögen,
d) Steuerbegünstigung des nicht entnommenen Gewinns,
e) Verlustabzug gemäß § lOd EStG.
2. Gesonderte Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a,
Abs. 2 AO 1977, betreffend
a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb für Personengesellschaf¬
ten mit den Anfangsbuchstaben K bis Z,
b) Einkünfte aus Kapitalvermögen.
3. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften i. S.
der Nummern 1 Buchst, a und 2 Buchst, a.
IX. Senat
1. Einkommensteuer, betreffend
a) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung (auch im
Lohnsteuerermäßigungsverfahren, wenn in diesem Ver¬
fahren nur diese Einkünfte streitig sind),
b) sonstige Einkünfte,
c) Sonderausgaben gemäß §§ 10, 10b, 10c EStG (auch im
Lohnsteuerermäßigungs- und Lohnsteuer-Jahresaus¬
gleichsverfahren), mit Ausnahme von Streitigkeiten, in
denen nur § 10 Abs. 1 Nr. 7 oder nur Tarifvorschriften
der §§ 32 bis 32b EStG streitig sind,
d) Steuerermäßigung gemäß § 17 BerlinFG, wenn nur diese
streitig ist.
2. Gesonderte Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a,
Abs. 2 AO 1977, betreffend





1. Ist eine Entscheidung zu mehreren Steuern und/oder
Steuerfestsetzungen und/oder gesonderten Feststellungen
angefochten, welche nach den vorstehenden Regeln in die
Zuständigkeit mehrerer Senate fallen, ist zunächst der Senat
zuständig, in dessen Aufgabengebiet die Sache mit dem
höchsten Streitwert fällt. Sind Schätzungen der Umsätze
und der Einkünfte zugleich angegriffen, tritt an Stelle des
V. Senats zunächst der I., III., IV., VIII., IX. oder X. Senat.
2. Der gemäß Nummer 1 zuständige Senat ist allgemein zu¬
ständig für diejenigen Entscheidungen und Verfahrensmaß¬
nahmen, welche aus prozeßrechtlichen Gründen nur ein¬
heitlich ergehen können, insbesondere für
a) die Verwerfung des Rechtsmittels als unzulässig,
b) die Zwischenentscheidung über die Zulässigkeit des
Rechtsmittels,
c) die Entscheidung über den Antrag auf Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand wegen Versäumung der Rechtsmit¬
telfrist oder der Revisionsbegründungsfrist,
d) für aufhebende Urteile gemäß § 119 FGO, sofern die
Rüge das Urteil im ganzen erfaßt,
e) die Entscheidung über die Zulässigkeit der Klage, sofern
diese einheitlich erhoben war, sowie im Falle des Arti¬
kels 3 § 1 VGFGEntlG,
f) die Entscheidung über den Antrag auf Verlängerung der
Revisionsbegründungsfrist.
3. Bei der Zuständigkeit gemäß Nummer 1 verbleibt es, wenn
zu den mehreren Steuern oder Steuerfestsetzungen oder ge¬
sonderten Feststellungen nur solche Rechtsfragen streitig
sind, die einheitlich zu entscheiden sind, oder im Fall der
Nummer 1 Satz 2 außer der Schätzung keine andere um¬
satzsteuerliche Rechtsfrage streitig ist, oder zu der nicht in
der allgemeinen Zuständigkeit des gemäß Nummer 1 zu¬
ständigen Senats liegenden Steuer nur unzulässige Verfah*-
rensrügen erhoben worden sind.
4. Ist der Rechtsstreit nicht auf Grund einer Entscheidung
gemäß der Nummer 2 abgeschlossen und sind die Voraus¬
setzungen übergreifender Zuständigkeit gemäß der Nummer
3 nicht erfüllt, wird durch die Trennung der Verfahren je¬
weils die Zuständigkeit des nach den allgemeinen Regeln
der Geschäftsverteilung zuständigen Senats begründet un 
entfällt die Zuständigkeit gemäß den Nummern 1 und 2.
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5. Für Anträge auf Prozeßkostenhilfe zur künftigen Einlegung
eines Rechtsmittels oder vor Begründung der Revision ver¬
bleibt es bei der Regelung der Nummer 1. Die Regelung der
Nummer 4 greift erst ein, wenn nach Antragstellung die
Revision zulässig eingelegt und begründet oder die Be¬
schwerde zulässig eingelegt worden ist und die Verfahren
zur Hauptsache getrennt worden sind.
6. Sind mehrere Entscheidungen angefochten, die denselben
Steuerpflichtigen betreffen, sind aber zu den mehreren
Steuern oder Steuerfestsetzungen oder gesonderten Fest¬
stellungen nur materielle Rechtsfragen streitig, über die bei
Zulässigkeit des Rechtsmittels einheitlich entschieden wer¬
den muß, ist der in Nummer 1 Satz 1 bezeichnete Senat zu¬
ständig. Der gemäß Nummer 1 Satz 2 i. V. m. den allgemei¬
nen Regeln der Geschäftsverteilung zuständige Senat ist
auch für die Umsatzsteuer zuständig, wenn dem einen ange¬
fochtenen Urteil eine Schätzung der Einkünfte, dem ande¬
ren eine Schätzung der Umsätze zugrunde liegt, mit beiden
Rechtsmitteln die Schätzungen angegriffen wurden und
über keine andere umsatzsteuerrechtliche Frage zu ent¬
scheiden ist.
II. Abgr nzung der Zuständigkeit
zwischen dem I., III., IV., VI., VIII., IX. und X. Senat
b) in den übrigen Fällen ist immer der erste Buchstabe der
Firmenbezeichnung maßgebend.
8. Sofern die Geschäfts Verteilung bei natürlichen Personen
eine buchstabenmäßige Abgrenzung vorsieht, richtet sich
die Zuständigkeit in den Fällen, in denen der Steuerpflich¬
tige verstorben oder in Konkurs gefallen ist oder einen
Steuererstattungsanspruch abgetreten hat, nach dessen Fa¬
miliennamen und dessen Verhältnissen (vgl. Nummer 6).
9. In Haftungsfällen richtet sich die Zuständigkeit nach dem
Namen des Steuerschuldners, in dessen Person die Steuer¬
ansprüche entstanden sind.
III. Abgabenordnung 1977 ( AO 1977)
und Finanzgerichtsordnung (FGO)
1. Die vorstehenden Zuständigkeitsregelungen betreffen auch
alle Nebenverfahren, z. B. die Verfahren über die Nichtzu¬
lassungsbeschwerde und den vorl ufigen Rechtsschutz
(§§ 69,114 FGO) und auch solche Verfahren, die sich zwar
aus dem Hauptverfahren ergeben, mit diesem aber in kei¬
nem sachlichen Zusammenhang stehen (z B. wegen Ord¬
nungsgeld gegen nicht erschienene Zeugen).
1. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, von denen
einer die Höhe des gewerblichen Gewinns betrifft, ist der I.,
III., IV., VIII. oder X. Senat zuständig.
2. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, aber ohne
den Streitpunkt nach vorstehender Nummer 1, von denen
einer die Höhe des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft
oder aus selbständiger Arbeit betrifft, ist der IV. Senat zu¬
ständig.
3. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, aber ohne
Streitpunkte nach den vorstehenden Nummern 1 und 2, von
denen einer die Einkünfte aus Kapitalvermögen, die Steuer¬
begünstigung des nicht entnommenen Gewinns oder den
Verlustabzug betrifft, ist der VIII. Senat zuständig.
4. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, aber1 ohne
Streitpunkte nach den vorstehenden Nummern 1 bis 3, von
denen einer die Einkünfte aus Vermietung und Verpach¬
tung, die sonstigen Einkünfte oder die Sonderausgaben
gemäß § 10 mit Ausnahme des Absatzes 1 Nr. 7, §§ 10b, 10c
EStG betrifft, ist der IX. Senat zuständig.
5. Ist die Art der Einkünfte oder die Art der Ausgaben streitig,
richtet sich die Zuständigkeit nach der Sachentscheidung
der Vorinstanz. Hat diese über die Art der Einkünfte nicht
entschieden, so richtet sich die Zuständigkeit nach der Ent¬
scheidung der Behörde.
6. Ergibt sich die Zuständigkeit weder nach den Zuständig¬
keitsregelungen für Einkommensteuer bei dem I., III., IV.,
VI., VIII., IX. oder X. Senat, noch nach den vorstehenden
Ausnahme- und Abgrenzungsregelungen, so ist der Senat
zuständig, in dessen Aufgabengebiet die überwiegenden
streitbefangenen Einkünfte fallen.
7. Sofern die Geschäftsverteilung in Fällen der gesonderten
Feststellung i. S. von § 180 Abs. 1 und 2 AO 1977 eine buch¬
stabenmäßige Abgrenzung vorsieht, wird sie wie folgt vor¬
genommen:
a) Trägt die Firmenbezeichnung Familiennamen, so ist
immer der erste Buchstabe des ersten Familiennamens
maßgebend,
2. Die Fachsenate entscheiden über Fragen der Abgabenord¬
nung und der Finanzgerichtsordnung, soweit nicht der VII.
Senat zuständig ist (Nummer 2 der Zuständigkeit des VII.
Senats). Das gilt auch für Streitsachen über Säumniszu¬
schläge, Verspätungszuschläge und Zinsen.
3. Streitsachen über die Anordnung und Durchführung einer
a) überwiegend Veranla ungssteuern umfassenden Be¬
triebsprüfung bzw. Außenprüfung (§§ 193 ff. AO 1977)
entscheidet der zuständige Ertragsteuersenat,
b) eine einzelne Steuerart betreffende Prüfung (z. B. USt-
Sonderprüfung) der für die jeweilige Steuerart zustän¬
dige Fachsenat.
IV. Übergangsregelungen
1. Anhängige Streitsachen gehen von dem bisher zuständigen
Senat auf den auf Grund der Änderung des Geschäftsvertei¬
lungsplans neu zuständig gewordenen Senat in der Verfah¬
renslage über, in der sie sich befinden. Nach mündlicher
Verhandlung tritt keine Änderung der Zuständigkeit mehr
ein.
2. Der Geschäftsverteilungsplan 1984 gilt für Zuständigkeits¬
regelungen, die im vorliegenden Geschäftsverteilungsplan
nicht aufgeführt sind, für den Fall fort, daß insoweit künftig
noch Streitsachen anhängig werden.
3. Soweit sich Zuständigkeitsregelungen auf z. Z. geltende
Gesetzesvorschriften beziehen, gelten sie auch für die ent¬
sprechenden Vorschriften in früher geltenden Gesetzen,
wenn in Streitsachen das frühere Recht maßgebend ist.
V. Anwendung des Geschäftsverteilungsplans
Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen verschiedenen
Senaten über Fragen der Geschäfts Verteilung entscheidet das
Präsidium.
B. Besetzung der Senate mit Vertretungsregelung
I. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Meßmer
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Geist
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Widmann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Seeger
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Wassermeyer
Richter am Bundesfinanzhof Brenner
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Drenseck
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Geist und
Dr. Widmann
Richter am Bundesfinanzhof Thomas
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Seeger,




Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Rid
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Günther
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Heise
Richter am Bundesfinanzhof Loose
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Hofmann
Richter am Bundesfinanzhof Mark
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
* Richter am Bundesfinanzhof Dr. Mößlang
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Günther und
Loose
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gorski , .







Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr.
Schmidt
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Häuter
Weitere Mitglieder: ,
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Keßler
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Jansen
Richter am Bundesfinanzhof Herden
Richter am Bundesfinanzhof Brockmeyer
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Olbertz
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Jansen und
Brockmeyer
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Hein






Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr.  eingärtner
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Weiß
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Schwendy
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Groh
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Bordewin
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Freiherr v. Schön¬
berg
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Mundt
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Bordewin und
Dr. Freiherr v. Schönberg
Richterin am Bundesfinanzhof Ruban






Präsident des Bundesfinanzhofs Prof. Dr. Klein
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Offerhaus
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Padberg
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Mößlang
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wagner
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Birkenfeld
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Schwakenberg
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Offerhaus und
Padberg
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Fischer






Vizepräsident des Bundesfinanzhofs Dr. Grimm
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. v. Bornhaupt
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Seeliger
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sunder-Plassmann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Drenseck
Richter am Bundesfinanzhof Thomas
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wolff-Diepenbrock
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Seeliger und
Thomas
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Bordewin






Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Prof. Beisse
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dän er-Vanotti
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Prugger
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Beermann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Hein
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Olbertz
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Freiherr von Schönberg
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Dänzer-Vanotti und
Dr. Beermann
Richter am Bundesfinanzhof Brenner






Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Dr. h. c. Dollerer
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Söffing
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Scholtz
Richter am Bundesfinanzhof Hellwig
Richterin am Bundesfinanzhof Ruban
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wolff-Diepenbrock
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Wassermeyer
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Söffing und
Dr. Wolff-Diepenbrock
Richter am Bundesfinanzhof Herden






Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Schellenberger
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wollny
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Herrmann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Grube
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Mundt
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gorski
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof von Groll




Richter am Bundesfinanzhof Brockmeyer






Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Woerner
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Ebling
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Mathiak
Richter am Bundesfinanzhof von Groll
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Fischer
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Schwakenberg
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Birkenfeld




Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wagner






Präsident des Bundesfinanzhofs Prof. Dr. Klein
Vertreter:
Vizepräsident des Bundesfinanzhofs Dr. Grimm
Bestellte Mitglieder und bestellte Vertreter:





2. Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Woerner
Vertreter: Richterin am Bundesfinanzhof
Dr. Hofmann
3. Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Offerhaus
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Loose
4. Richter am Bundesfinanzhof Dr. Keßler
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Dr. Söffing
5. Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Groh
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Dr. Geist
6. Richter am Bundesfinanzhof Dr. Widmann
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr.
Wassermeyer
Fallen ein Mitglied und sein Vertreter aus, so treten an deren
Stelle die nächstfolgenden Vertreter, an die Stelle des Vertreters
Nummer 6 der Vertreter Nummer 1.
Anmerkungen
1. Nach welchen Grundsätzen die Mitglieder an den Verfahren
mitwirken, bestimmen die Vorsitzenden der Senate (§ 21g
Abs. 2 GVG).
2. Fehlt bei einem Senat mit mehr als fünf Mitgliedern bei einer
Sitzung ein Richter, so tritt an seine Stelle der an sich für
diese Sitzung nach der Regelung des Vorsitzenden des Senats
ausgeschlossene Richter. Fehlen bei einem Senat mit mehr
als fünf Mitgliedern zwei Richter und ist dadurch der Senat
unterbesetzt, so tritt der Vertreter des dienstältesten fehlen¬
den Richters an dessen Stelle.
3. Im Falle der Verhinderung eines regelmäßigen Vertreters
tritt der zweite für Mitglieder des gleichen Senats bestimmte
regelmäßige Vertreter für ihn ein. Ein regelmäßiger Vertreter
ist auch dann verhindert, wenn er von dem Senat, in dem er
Mitglied ist, gleichzeitig zu einer Sitzung außerhalb des
regelmäßigen Sitzungstages beansprucht wird. Im Falle der
Verhinderung beider regelmäßiger Vertreter bestimmt der
Präsident des Bundesfinanzhofs den dienst jüngsten verfüg¬
baren Richter zum Vertreter.
4. Für den Fall der Verhinderung des Vorsitzenden des Senats




Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Rid
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Günther
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Heise
Richter am Bundesfinanzhof Loose
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Hofmann
Richter am Bundesfinanzhof Mark
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
* Richter am Bundesfinanzhof Dr. Mößlang
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Günther und
Loose
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gorski , .







Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr.
Schmidt
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Häuter
Weitere Mitglieder: ,
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Keßler
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Jansen
Richter am Bundesfinanzhof Herden
Richter am Bundesfinanzhof Brockmeyer
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Olbertz
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Jansen und
Brockmeyer
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Hein






Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr.  eingärtner
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Weiß
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Schwendy
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Groh
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Bordewin
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Freiherr v. Schön¬
berg
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Mundt
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Bordewin und
Dr. Freiherr v. Schönberg
Richterin am Bundesfinanzhof Ruban






Präsident des Bundesfinanzhofs Prof. Dr. Klein
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Offerhaus
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Padberg
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Mößlang
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wagner
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Birkenfeld
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Schwakenberg
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Offerhaus und
Padberg
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Fischer






Vizepräsident des Bundesfinanzhofs Dr. Grimm
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. v. Bornhaupt
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Seeliger
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sunder-Plassmann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Drenseck
Richter am Bundesfinanzhof Thomas
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wolff-Diepenbrock
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Seeliger und
Thomas
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Bordewin






Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Prof. Beisse
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dän er-Vanotti
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Prugger
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Beermann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Hein
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Olbertz
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Freiherr von Schönberg
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Dänzer-Vanotti und
Dr. Beermann
Richter am Bundesfinanzhof Brenner






Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Dr. h. c. Dollerer
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Söffing
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Scholtz
Richter am Bundesfinanzhof Hellwig
Richterin am Bundesfinanzhof Ruban
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wolff-Diepenbrock
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Wassermeyer
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Söffing und
Dr. Wolff-Diepenbrock
Richter am Bundesfinanzhof Herden






Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Schellenberger
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wollny
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Herrmann
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Grube
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Mundt
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gorski
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof von Groll




Richter am Bundesfinanzhof Brockmeyer






Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Woerner
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Ebling
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Mathiak
Richter am Bundesfinanzhof von Groll
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Fischer
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Schwakenberg
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Birkenfeld




Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wagner






Präsident des Bundesfinanzhofs Prof. Dr. Klein
Vertreter:
Vizepräsident des Bundesfinanzhofs Dr. Grimm
Bestellte Mitglieder und bestellte Vertreter:





2. Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Woerner
Vertreter: Richterin am Bundesfinanzhof
Dr. Hofmann
3. Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Offerhaus
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof
Loose
4. Richter am Bundesfinanzhof Dr. Keßler
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Dr. Söffing
5. Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Groh
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Dr. Geist
6. Richter am Bundesfinanzhof Dr. Widmann
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr.
Wassermeyer
Fallen ein Mitglied und sein Vertreter aus, so treten an deren
Stelle die nächstfolgenden Vertreter, an die Stelle des Vertreters
Nummer 6 der Vertreter Nummer 1.
Anmerkungen
1. Nach welchen Grundsätzen die Mitglieder an den Verfahren
mitwirken, bestimmen die Vorsitzenden der Senate (§ 21g
Abs. 2 GVG).
2. Fehlt bei einem Senat mit mehr als fünf Mitgliedern bei einer
Sitzung ein Richter, so tritt an seine Stelle der an sich für
diese Sitzung nach der Regelung des Vorsitzenden des Senats
ausgeschlossene Richter. Fehlen bei einem Senat mit mehr
als fünf Mitgliedern zwei Richter und ist dadurch der Senat
unterbesetzt, so tritt der Vertreter des dienstältesten fehlen¬
den Richters an dessen Stelle.
3. Im Falle der Verhinderung eines regelmäßigen Vertreters
tritt der zweite für Mitglieder des gleichen Senats bestimmte
regelmäßige Vertreter für ihn ein. Ein regelmäßiger Vertreter
ist auch dann verhindert, wenn er von dem Senat, in dem er
Mitglied ist, gleichzeitig zu einer Sitzung außerhalb des
regelmäßigen Sitzungstages beansprucht wird. Im Falle der
Verhinderung beider regelmäßiger Vertreter bestimmt der
Präsident des Bundesfinanzhofs den dienst jüngsten verfüg¬
baren Richter zum Vertreter.
4. Für den Fall der Verhinderung des Vorsitzenden des Senats
und dessen Vertretung durch den regelmäßigen Vertreter gilt
dieser als fehlend.
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C. Gemeinsamer Senat der obersten Gerichtshöfe des Bundes (1987/1988)
I. Mitglieder kraft Gesetzes:
1. der Präsident des Bundesfinanzhofs
2. die Vorsitzenden der beteiligten Senate des Bundesfinanz¬
hofs
Bei Verhinderung des Präsidenten tritt sein Vertreter im Gro¬
ßen Senat, bei Verhinderung des Vorsitzenden eines beteiligten





























Dr. Mößlang, Dr. Wagner
VI. Senat:
Richter am Bundesfinanz¬


































Ist auch der namentlich benannte Stellvertreter des zu ent¬
sendenden Richters verhindert, so tritt ein anderes Mitglied des
beteiligten Senats jeweils in -der Reihenfolge des Dienstalters in
den Gemeinsamen Senat ein.
D. Auflegung des Geschäftsverteilungsplans
Der Geschäftsverteilungsplan liegt in der Präsidialgeschäftsstelle des Bundesfinanzhofs zur Einsichtnahme aus,
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Geschäftsverteilungsplan
des Bundesarbeitsgerichts für das Geschäftsjahr 1988
A. Zuweisung der Geschäfte an die acht Senate
Vorbemerkungen
Das Bundesarbeitsgericht entscheidet Rechtsfragen. Maßgeb¬
lich für die Zuständi keit ist nicht der Streitgegenstand, son¬
dern die zu entscheidende Rechtsfrage, bei mehreren Rechts¬
fragen diejenige, die als Schwerpunkt anzusehen ist. Dafür ist
von der angefochtenen Entscheidung und der Rechtsmittel¬
begründung auszugehen.
Prozessuale Vorfragen, Ausschlußfristen, Ermessensüber¬
schreitung der Eini ungsstelle bleiben bei der Ermittlung des
Schwerpunktes für die Senatszuständigkeit außer Betracht.
Spezielle Regelungen gehen einer allgemeinen Zuständigkeit
vor.
Bei mehreren gleichrangigen Schwerpunkten oder sonstigen
Zweifeln, insbesondere im Fall der Klagenhäufung, sind die in
Frage kommenden Senate zu unterrichten. Sie entscheiden je¬
weils mit Mehrheit der Berufsrichter über die Zuständigkeit
eines Senates; bei überbesetzten Senaten richtet sich die Heran¬
ziehung nach dem Dienstalter. Kommt keine Einigung zustande,
entscheidet das Präsidium von Amts wegen.
Nach Ablauf von 6 Monaten seit Eingang der Rechtsmittel-
begründung und der Vorakten bedarf es zur Änderung der
Senatszuteilung eines Beschlusses des Präsidiums.
Wird das Bundesarbeitsgericht ge  .. § 82 Abs. 4 Satz 2
BVerfGG ersucht, seine Erwägungen zu einer für die Entschei¬
dung des Bundesverfassungsgerichts erheblichen Rechtsfrage
darzulegen, so sind jeweils diejenigen Senate zur Stellung¬
nahme berufen, deren im Geschärtsverteilungsplan ausgewiese¬
ner Zuständigkeitsbereich durch die Rechtsfrage berührt wird.
Ergibt sich nach dem Geschäfts verteilungsplan Keine besondere
Zuständigkeit, so ist der Fünfte Senat zur Stellungnahme beru¬
fen. Die Stellungnahmen werden vom Präsidenten des Bundes¬
arbeitsgerichts gesammelt und dem Bundesverfassungsgericht
übersandt.
Soweit Verfahren rechtskräftig erledigt oder weggelegt sind
und danach hinsichtlich der Verfahren noch etwas zu veranlas¬
sen ist, wie bei Auskünften oder Beschwerden, bleibt es bei der
früheren Senatszuständigkeit.
Sachen, in denen ein Senat eine Entscheidung erlassen hat,
die nochmals in einem neuen Rechtsstreit an das Bundes¬
arbeitsgericht gelangen, gehören vor den nunmehr nach der
Geschäftsverteilung zuständigen Senat. Das gilt auch, wenn der
Große Senat des Bundesarbeitsgerichts oder der Gemeinsame
Senat der obersten Gerichtshöfe des Bundes auf Vorlage eines
Senats einen Beschluß gefaßt hat.
Solange die Senatszuständigkeit nicht feststeht, übernehmen
die Bearbeitung
im Urteilsverfahren (§ 2 ArbGG)
a) der Vierte Senat, soweit die Parteibezeichnung ergibt, daß
das Verfahren den Öffentlichen Dienst betrifft,
b) im übrigen der Fünfte Senat,
im Beschluß verfahren (§ 2a ArbGG) der Siebte Senat.
1. Dem Ersten Senat sind zugewiesen:
1.1 Die Verfahren nach § 2a Abs. 1 Nr. 1 ArbGG soweit sie das
materielle Betriebsverfassungs- und Personalvertretungs¬
recht betreffen (Bestehen, Inhalt und Grenzen von Beteili¬
gungsrechten des Betriebsrates und anderer Organe) und
nicht einem anderen Senat zugewiesen sind,
1.2 die Verfahren nach § 2a Abs. 1 Nr. 2 und 3 ArbGG,
1.3 die Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 ArbGG sowie nach
§ 2 Abs. 3 ArbGG in Verbindung mit § 2 Abs. 1 ArbGG, bei
denen es sich im Verfahren vor dem Bundesarbeitsgericht
um folgende Rechtsgebiete handelt:
a) Vereinigungsfreiheit,
b) Arbeitskampfrecht,
c) Betriebsverfassungsrecht und Personalvertretungsrecht,
soweit nicht anderen Senaten zugewiesen,
d) Unternehmens verfassungsrecht,
soweit nicht anderen Senaten zugewiesen,
1.4 die Verfahren und Entscheidungen nach § 21b Abs. 6 GVG
sowie nach § 43 Abs. 3 ArbGG in Verbindun  mit 8 21
Abs. 5, § 27 Satz 2 und § 28 Satz 1 ArbGG.
2. Dem Zweiten Senat sind zugewiesen:
Die Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 9
ArbGG sowie nach § 2 Abs. 3 ArbGG in Verbindung mit § 2
Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 9 ArbGG, ferner die Verfahren nach § 2a
Abs. 1 Nr. 1 ArbGG, bei denen es sich im Verfahren vor dem
Bundesarbeitsgericht um folgende Rechtsgebiete handelt:
Aus dem Bereich der Privatwirtschaft um Fragen der Beendi¬
gung des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung oder in anderer
Weise, um Ansprüche auf Weiterbeschäftigung, um Ansprüche
aus Annahmeverzug und auf Abfindungen nach §§ 9,10 KSchG,
um Ansprüche auf Begründung eines Arbeitsverhältnisses und
um die Frage des Überganges eines Arbeitsverhältnisses.
3. Dem Dritten Senat sind zugewiesen:
3.1 Die Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 9
ArbGG sowie nach § 2 Abs. 3 ArbGG in Verbindung mit § 2
Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 9 ArbGG, bei denen es sich im Verfah¬
ren vor dem Bundesarbeitsgericht um folgende Rechts¬
gebiete handelt:
a) Fragen der Altersversorgung und der Lebensversiche¬
rung einschließlich Streitigkeiten um Versorgungsschä¬
den; insoweit erstreckt sich die Zuständigkeit auch auf
Verfahren nach § 2a Abs. 1 Nr. 1 ArbGG,
b) Fragen des Vorruhestandes,
c) Wettbewerbsrecht, insbesondere gesetzliche oder kol¬
lektivrechtliche oder vertragliche Wettbewerbsverbote
einschließlich von Ansprüchen, die eine Verschwiegen¬
heitspflicht oder Betriebsgeheimnisse sowie entspre¬
chende Schadenersatzansprüche betreffen,
d) Handelsrecht einschließlich gewinnorientierter oder
umsatzorientierter Zahlungen,




4. Dem Vierten Senat sind zugewiesen:
4.1 Die Verfahren nach § 2a Abs. 1 Nr. 1 ArbGG, soweit sie die
Ersetzun  der Zustimmung des Betriebsrats zur Eingruppie¬
rung und Umgruppierung betreffen und dabei nicht be¬
triebsverfassungsrechtliche Fragen im Vordergrund stehen,
4.2 die Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 9
ArbGG sowie nach § 2 Abs. 3 ArbGG in Verbindung mit § 2
Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 9 ArbGG, bei denen es sich im Verfah¬
ren vor dem Bundesarbeitsgericht um folgende Rechts¬
gebiete handelt:
a) Allgemeines Tarifrecht,
b) Auslegung von Tarifverträgen, gleichgültig, ob sie un¬
mittelbar oder auf Grund Arb eit s Vertrages Anwendung
finden, sofern es sich um Streitigkeiten über die Ein¬
gruppierung, Höhergruppierung, Umgruppierung, Rück¬
gruppierun  oder um solche Streitigkeiten handelt, die
die Beschäftigung von Arbeitnehmern nach bestimmten
Vergütungs- oder Lohngruppen zum Gegenstand haben,
c) sonstige Auslegung von Tarifverträgen und statutari¬
schem Recht in der Privatwirtschaft sowie von Arbeits¬
vertragsrichtlinien im kirchlichen Bereich, gleichgültig,
ob sie unmittelbar oder auf Grund Arbeitsvertrages An¬
wendung finden, soweit es sich nicht um folgende
Rechtsgebiete handelt:
Begründung und Beendigung des Arbeitsverhält¬
nisses,
Urlaub einschließlich Bildungs- und Erziehun s¬
urlaub,
Gratifikation,
Altersversorgung einschließlich Vorruhestand,
Krankheit der Arbeitnehmer,
Wettbewerbsrecht,
Heimarbeitsrecht,
Mutterschutz,
Schadenersatz,
Berufsausbildung,
d) Zwangsvollstreckung.
